
2. Steht die Gemeinschaftsrichtlinie über die Wiedergutma-
chung von Umweltschäden einer nationalen Regelung entge-
gen, wonach die öffentliche Verwaltung von Amts wegen
derartige Anordnungen treffen kann, d. h., ohne die gelände-
spezifischen Bedingungen, die Kosten für die Durchführung
im Verhältnis zu den berechtigterweise zu erwartenden Vor-
teilen, die möglichen oder wahrscheinlichen zusätzlichen
Schäden und die Auswirkungen auf die Gesundheit und die
öffentliche Sicherheit sowie die für die Durchführung erfor-
derliche Zeit bewertet zu haben?

3. Steht in Anbetracht der Besonderheit der im Gebiet von
nationalem Interesse Priolo bestehenden Situation die
Gemeinschaftsrichtlinie über die Wiedergutmachung von
Umweltschäden einer nationalen Regelung entgegen, wonach
die öffentliche Verwaltung von Amts wegen derartige Anord-
nungen treffen kann, als Bedingungen für die Genehmigung
einer ordnungsgemäßen Nutzung von innerhalb des Perime-
ters des Gebiets von nationalem Interesse Priolo befindlichen
Geländen, die von der Sanierung nicht unmittelbar betroffen
sind, da sie bereits saniert wurden oder jedenfalls nicht ver-
unreinigt sind?

(1) ABl. L 143, S. 56.

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale Amministrativo
Regionale della Sicilia (Italien), eingereicht am 21. August
2008 — ENI SpA/Ministero Ambiente e tutela del territorio

e del mare u. a.

(Rechtssache C-380/08)

(2008/C 301/28)

Verfahrenssprache: Italienisch

Vorlegendes Gericht

Tribunale Amministrativo Regionale della Sicilia

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: ENI SpA

Beklagte: Ministero Ambiente e Tutela del Territorio e del Mare
u. a.

Vorlagefragen

1. Steht die Gemeinschaftsrichtlinie über die Wiedergutma-
chung von Umweltschäden (Richtlinie 2004/35/EG (1) vom
21. April 2004, insbesondere Art. 7 und Anhang II) einer
nationalen Regelung entgegen, wonach die öffentliche Ver-
waltung als „angemessene Optionen für die Sanierung von
Umweltschäden“ andere Maßnahmen in Bezug auf die
Umweltmatrix (die im vorliegenden Fall in einer an der
gesamten Küste entlang führenden „physischen Abgrenzung“
des Grundwassers bestehen) vorschreiben kann als die, die
zuvor nach einer geeigneten kontradiktorischen Prüfung aus-
gewählt wurden und bereits genehmigt, durchgeführt und im
Stadium der Durchführung waren?

2. Steht die Gemeinschaftsrichtlinie über die Wiedergutma-
chung von Umweltschäden einer nationalen Regelung entge-
gen, wonach die öffentliche Verwaltung von Amts wegen
derartige Anordnungen treffen kann, d. h., ohne die gelände-
spezifischen Bedingungen, die Kosten für die Durchführung
im Verhältnis zu den berechtigterweise zu erwartenden Vor-
teilen, die möglichen oder wahrscheinlichen zusätzlichen
Schäden und die Auswirkungen auf die Gesundheit und die
öffentliche Sicherheit sowie die für die Durchführung erfor-
derliche Zeit bewertet zu haben?

3. Steht in Anbetracht der Besonderheit der im Gebiet von
nationalem Interesse Priolo bestehenden Situation die
Gemeinschaftsrichtlinie über die Wiedergutmachung von
Umweltschäden einer nationalen Regelung entgegen, wonach
die öffentliche Verwaltung von Amts wegen derartige Anord-
nungen treffen kann, als Bedingungen für die Genehmigung
einer ordnungsgemäßen Nutzung von innerhalb des Perime-
ters des Gebiets von nationalem Interesse Priolo befindlichen
Geländen, die von der Sanierung nicht unmittelbar betroffen
sind, da sie bereits saniert wurden oder jedenfalls nicht ver-
unreinigt sind?

(1) ABl. L 143, S. 56.

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesgerichtshofs
(Deutschland) eingereicht am 22. August 2008 — Car Trim

GmbH gegen KeySafety Systems SRL

(Rechtssache C-381/08)

(2008/C 301/29)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Bundesgerichtshof

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Car Trim GmbH

Beklagte: KeySafety Systems SRL

Vorlagefragen

1. Ist Art. 5 Nr. 1 Buchst. b der Verordnung (EG) Nr. 44/2001
über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung
und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Han-
delssachen (1) dahin auszulegen, dass Verträge über die Liefe-
rung herzustellender oder zu erzeugender Ware trotz
bestimmter Vorgaben des Auftraggebers zu Beschaffung, Ver-
arbeitung und Lieferung der herzustellenden Gegenstände
einschließlich einer Sicherung der Herstellungsqualität, der
Lieferzuverlässigkeit und der reibungslosen administrativen
Auftragsabwicklung als Verkauf beweglicher Sachen (erster
Spiegelstrich) und nicht als Erbringung von Dienstleistungen
(zweiter Spiegelstrich) zu qualifizieren sind? Welche Kriterien
sind für die Abgrenzung maßgeblich?
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